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Planunterlage 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte V 2012/96 
Liegenschaftskarte: Düingdorf Flur 3 
Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 Abs. 4 des Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterge-

setzes vom 2.7.1985, Nds. GVBI. S. 187, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.9.1989, Nds. GVBI. S 345). 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stra-
ßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 26.03.1996). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen 
geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Osnabrück, den 29.11.96 

L.S. gez. Ritterhoff 
............................................................ 
-Katasteramt Osnabrück- 

Digitale Planumsetzung 

Der Entwurf des analogen Bebauungsplans wurde digital umgesetzt von: 
promegis 
Gesellschaft für Geoinformationssysteme mbH 
Breslauer Straße 31 

49324 Melle 
Telefon: 05422/9629-0 Fax: 05422/9629-20 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 20.03.1996 die Aufstellung dieses Plans beschlossen. 

Melle, 30.06.1999 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde vom Baudezernat der Stadt Melle ausgearbeitet. 

Melle, 30.06.1999 

gez. Buschhausen 

Stadtbaurat 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 20.03.1996 dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffent-
liche Auslegung gemäss § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 30.03.1996 ortsüblich bekanntge-
macht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 10.04.1996 bis 10.05.1996 gemäss § 3 (2) BauGB öffentlich ausge-

legen. Eine erneute Auslegung gemäss § 3 (3) BauGB erfolgte vom 07.04.1999 bis 07.05.1999 

Melle, 30.06.1999 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt Melle hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäss § 3(2) BauGB in seiner Sitzung am 
27.08.1996. als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. Ein erneuter Satzungsbeschluss erfolgte am 30.06.1999. 

Melle, 30.06.1999 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Bebauungsplane ist gemäss § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 
__.__.____. Rechtverbindlich geworden. 

Melle, ........................ 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäss § 214 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB nicht geltend gemacht worden (§215 Abs.1 Nr.1 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Mängeln der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden (§ 215 Abs.1 Nr.2 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Textlicher Teil 

zum Bebauungsplan "Schwarze Heide - Neufassung", Melle-Bruchmühlen (Düingdorf) 

1.0 Präambel: 

Aufgrund der § 1 Abs. 3 des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 09.12.1986 (BGBl S. 2253), zuletzt geändert durch das
Investitions- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBl S. 466) und des § 40 der Nds. Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.06.1982.

(Nds. GVBl S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.03.1990 (Nds. GVBl S. 113 ff), hat der Rat der Stadt Melle diese Bebauungsplanneu-
fassung, bestehend aus den nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie aus der Planfassung als Satzung beschlossen. 

2.0 Planungsrechtliche Festsetzungen: 

2.1 In den als allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesenen Bereichen sind die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Ziffer 5 BauNVO - Tankstellen - 
nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

2.2 Südlich und nördlich des Planungsraumes verlaufen die Landesstraße 90, die Bahnstrecke Hannover - Osnabrück sowie die Kreisstraße 

204. Von den genannten Verkehrsflächen gehen erhebliche Emissionen aus. Für die, in Kenntnis dieser Verkehrsanlagen, errichteten baulichen
Anlagen können gegenüber den Baulastträgern keine Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend ge-
macht werden. 

Infolge des Verkehrslärms (Schiene und Straße) ergibt sich in der ersten Bauzeile zur Schienenstrecke hin, Südfronten, entlang der L 90 im Ta-

geszeitraum (6.00 bis 22.00 Uhr) ein max. Pegel von 64,5 dB (A). Infolge des Verkehrslärms der K 204 ergibt sich in der ersten Bauzeile zur K 
204 im Tageszeitraum (6.00 bis 22.00 Uhr) ein max. Pegel von 65,0 dB (A). Nach der DIN 4109 ergibt sich bei maßgeblichen Außenlärmpegel
(berechnete Beurteilungspegel zuzüglich 3 dB (A)) von 67,5 dB (A) bzw. 68,0 dB (A) an den Süd- bzw. Nordfronten die Einordnung in den Lärm-
pegelbereich IV (66 - 70 dB (A)). 

Für die Seitenfronten (West- und Ost) ist die Einordnung in den Lärmpegelbereich III vorzunehmen. Hier gilt zur Erreichung des geforderten In-
nenschallpegels ein bewertetes Schalldämm-Maß von 35 dB (A) für Außenbauteile. 

In den zweiten Bauzeilen ist für alle Fronten die Einordnung in den Lärmpegelbereich II von 30 dB (A) erforderlich. 

In den weiter dahinterliegenden Bauzeilen ergibt sich für alle Fronten der Lärmpegelbereich I von 30 dB (A). Die räumliche Abgrenzung dieser 
Lärmpegelbereiche ergibt sich aus der Planfassung. 

Die Einhaltung der geforderten Werte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen für alle Fronten nachzuwei-
sen. Darüber hinaus wird empfohlen, Schlafräume und Kinderzimmer mit Schallschutzfenstern mit schallgedämmten Lüftern zu versehen. Au-

ßenwohnbereiche, Terrassen, Balkons usw. sollten im Lärmschatten der Gebäude angeordnet werden. 

2.3 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten privaten Pflanzstreifen sind mit standheimischen Gehölz in gestaffelter Form zu bepflanzen - 
sowohl Bäume als auch Sträucher - und zu erhalten. Die Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit der Gebäude herzustel-

len (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind in diesen Streifen unzulässig. 

2.4 Die im Bebauaungsplan ausgewiesenen aus einem Grünordnungsplan entwickelten "naturräumlichen Ausgleichsflächen" werden gem. § 

8 a Bundesnaturschutzgesetz den Baugrundstücken zugeordnet. Dies gilt nur für die Bereiche, die abweichend von den Festsetzungen des Ur-
sprungsbebauungsplanes zusätzlich erschlossen bzw. bebaut werden können 

3.0 Hinweise: 

3.1 Die Flächen innerhalb der im Plan dargestellten Sichtdreiecke dürfen in mehr als 0,60 m über Höhe der Fahrbahn der angrenzenden Stra-
ßen in der Sicht nicht versperrt werden (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB). 

3.2 Es wird darauf hingewiesen, daß ur- und frühgeschichtliche Funde, die bei den Bau- und Erdarbeiten im Planungsraum gemacht werden, 

gemäß dem Nds. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde unverzüglich zu melden. 

3.3 Bei Durchführung von Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Einrichtungen bzw. Ver- und Entsorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen. 

3.4 Für die Lagerung von Heizöl und anderen grundwassergefährdenden Stoffen sind strenge Maßstäbe anzulegen. Die Zulässigkeit richtet 

sich nach den dann geltenden Bestimmungen. 

3.5 Es wird empfohlen, auf den Grundstücken Anlagen zur Regenwassernutzung vorzusehen. Hingewiesen wird hierzu auf das "Förderpro-
gramm der Stadt Melle für Regenwasser". 

3.6 Hingewiesen wird auch auf das Förderprogramm der Stadt Melle "Grün in die Stadt" 
- Pflanzen von Laubgehölzen in den Gärten im Straßenbereich sowie Fassadenbegrünung -. 

3.7 Die Herstellung von zusätzlichen Ein- und Ausfahrten zur L 90 ist nur mit Zustimmung des Straßenbauträgers zulässig. 

4.0 Sonstiges: 

4.1 Der Bebauungsplan wird mit der Bekanntmachung der Durchführung des Anzeigeverfahrens rechtsverbindlich (§ 12 BauGB). Gleichzeitig

tritt damit der bisherige Bebauungsplan "Schwarze Heide", rechtsverbindlich ab 13.01.1966, außer Kraft. 

Melle, 27.08.1996 und 30.06.1999 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Planzeichenerklärung 

Art der baulichen Nutzung 

Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen 

Bauliche Anlage und Einrichtungen für den Gemeinbedarf 

Verkehrsflächen 
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